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Begriffe im Bauwesen 

Allgemein anerkannte Regeln der Technik 
(a.a.R.d.T.) sind von der Mehrheit der Fachleute an-
erkannte, wissenschaftlich begründete, praktisch 
erprobte und ausreichend bewährte Regeln zum 
Lösen technischer Aufgaben. Nach Art. 3 Abs. 2 
Satz 4 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) gel-
ten die von der BayBO gestellten bauaufsichtlichen 
Anforderungen und die erlassenen Vorschriften als 
eingehalten, wenn die allgemein anerkannten Re-
geln der Technik beachtet werden.

Stand der Technik wird definiert als fortgeschrit-
tener Entwicklungsstand von Verfahren, Einrich-
tungen und Betriebsweisen insbesondere solcher 
Anlagen, die mit Erfolg im Betrieb erprobt worden 
sind. Zur Anerkennung als allgemein anerkannte 
Regeln der Technik fehlt die Langzeiterfahrung.

In der Bauregelliste A werden technische Regeln 
für Bauprodukte angegeben, die zur Erfüllung der 
Anforderungen nach BayBO erforderlich sind.

Die Bauregelliste B enthält Bauprodukte, die nach 
den Vorschriften der Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union zur Umsetzung von Richtlinien der Eu-
ropäischen Gemeinschaft in den Verkehr gebracht 
und gehandelt werden dürfen.

Liste C enthält Bauprodukte, für die es keine Tech-
nischen Baubestimmungen nach allgemein aner-
kannten Regeln der Technik gibt und die für die Er-
füllung bauordnungsrechtlicher Anforderungen nur 
eine untergeordnete Bedeutung haben.

Allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen (abZ) 
für nicht geregelte Bauprodukte macht das Deut-
sche Institut für Bautechnik (DIBt) nach Gegen-
stand und wesentlichem Inhalt öffentlich bekannt.

Europäische Technische Zulassungen (ETA) sind
ebenfalls beim DIBt erhältlich.

Zulassungsbescheide werden vom Deutschen In-
stitut für Bautechnik (DIBt) erteilt. Die Verwendung 
von Bauprodukten und Bauarten mit Zulassungsbe-
scheiden erfordert von allen am Bau Beteiligten be-
sondere Sorgfalt. Zulassungsbescheide enthalten 
wichtige Regelungen über Brauchbarkeit und Ein-
satzmöglichkeiten von Bauprodukten und Bauarten, 
die bei Planung und Ausführung von Bauvorhaben 
unbedingt zu beachten sind.
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Das Werkvertragsrecht ist in den §§ 631 ff BGB 
geregelt. Im Bauwesen regelt (falls vereinbart) die 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistun-
gen (VOB) das Vergabe und Vertragsrecht. Die 
VOB enthält „Allgemeine Bestimmungen für die 
Vergabe von Bauleistungen VOB/A“, „Allgemeine 
Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bau-
leistungen (VOB/B)“ und „Allgemeine Technische 
Vertragsbedingungen für Bauleistungen (VOB/C)“.

Naturwissenschaftliche Grundlagen 
im Bauwesen

Die Bauphysik zählt zu den wichtigsten Wissens-
gebieten im Bauwesen. Sie umfasst u. a. die Sach-
gebiete Wärmeschutz, Feuchtigkeitsschutz, Brand-
schutz, Schallschutz, Akustik und Erschütterungs-
schutz.

Grundsätzlich gilt: Je besser der bauliche Wärme-
schutz, desto geringer der Energieverbrauch eines 
Gebäudes und die daraus resultierende Umweltbe-
lastung durch Schadstoffe und CO2 (Kohlendioxyd).

Bei Gebäuden mit hohem Verglasungsanteil kommt 
dem Wärmeschutz im Sommer (sommerlicher 
Wärmeschutz) zunehmend Bedeutung zu. Unkon-
trolliert stark aufgeheizte Innenräume beeinträch-
tigen Wohn- und Arbeitsverhältnisse und erhöhen 
bei klimatisierten Gebäuden den Energieverbrauch 
erheblich (siehe dazu Merkblatt 13 „Fensterabde-
ckungen – Schutz vor Wärme und Kälte“).

Bei Einhaltung des Mindestwärmeschutzes nach
DIN 4108 „Wärmeschutz und Energie-Einsparung 
in Gebäuden“ werden mögliche Einwirkungen von 
Tauwasser aus der Raumluft unter winterlichen Be-
dingungen so begrenzt, dass Schäden (z. B. unzu-
lässige Minderung des Wärmeschutzes, Feuchte-
schäden mit nachfolgender Schimmelbildung, Korro-
sion) bei zweckmäßiger Nutzung von Aufenthaltsräu-
men und der dazugehörigen Nebenräume vermie-
den werden können (Wärmeschutz im Winter).

Aus den genannten Gründen ist der Mindestwärme-
schutz unabhängig von weitergehenden Forderun-
gen an jeder Stelle der Gebäudehülle einzuhalten.

Anforderungen nach der am 1. Mai 2014 in Kraft 
getretenen Energieeinsparverordnung (EnEV 2014) 
begründen den Wärmeschutz nach EnEV und ver-
schärfen das Anforderungsniveau an Energiespar-
maßnahmen.

Eine weitere Stufe stellt der Erreichbare Wär-
meschutz nach EU-Richtlinie dar, wie er bei Pla-
nung und Ausführung von Niedrigstenergiehäusern 
zur Anwendung gelangt (siehe dazu Merkblatt 11 
„Vom Mindestwärmeschutz zum Niedrigstenergie-
gebäude“).

Wärme- und feuchteschutztechnische Bemes-
sungswerte von Baustoffen, Bauarten und Bau-
teilen enthält insbesondere DIN 4108-4:2013-02 
(siehe dazu Merkblatt 01 „Vorschriften und tech-
nische Regeln“).

Die Bemessungswerte der Wärmeleitfähigkeit λ
(sprich: lambda) in W/(m · K) für die im Bauwesen 
gebräuchlichen Baustoffe berücksichtigen übliche 
Feuchtigkeitseinflüsse, Herstellungstoleranzen und 
Montageungenauigkeiten, sind also praxisorien-
tiert. Je kleiner λ, desto besser die Wärmedämm-
eigenschaften.

Bemessungswerte der Wärmeübergangswider-
stände Rsi bzw. Rse in (m² · K)/W tragen dem Um-
stand Rechnung, dass je nach Lage eines Bauteils 
dem Wärmeübergang von der Raumluft in ein Bau-
teil bzw. von einem Bauteil an die Außenluft ver-
schieden große Widerstände entgegengesetzt wer-
den. Diese Werte sind abhängig von der Geschwin-
digkeit der angrenzenden Luftschichten (z. B. durch 
Zugluft oder Wind).

Wärmedurchlasswiderstände R in (m² · K)/W sind 
bauteilbezogen, da sie aus den Bemessungswerten 
der Wärmeleitfähigkeit der Bauteilschichten mit ih-
rer jeweiligen Schichtdicke d errechnet werden. Je 
größer der Wert von R, desto geringer ist der Wär-
medurchlass durch ein Bauteil.

Wärmedurchgangskoeffizienten U in W/(m² · K) 
sind in der Vergangenheit als „k-Wert“ bekannt ge-
worden. Der U-Wert ist ein Maß für die Wärme-
menge, die je Zeit-, Flächen- und Temperatureinheit 
durch ein ein- oder mehrschichtiges Bauteil einer 
bestimmten Dicke d dringt. Die Temperaturdiffe-
renz bezieht sich dabei auf die angrenzenden Luft-
schichten. Je kleiner der U-Wert eines Bauteils, 
desto geringer ist der Wärmedurchgang von der 
warmen nach der angrenzenden kalten Luftschicht.

Bemessungswerte für Fenster, Fenstertüren 
und Außentüren sowie Dachflächenfenster ent-
hält DIN 4108-4:2013-02.
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Die o. g. Norm enthält als Ersatz für den früheren 
Fugendurchlasskoeffizienten a (a-Wert) Klassen 
der Luftdurchlässigkeit in Abhängigkeit der Kons-
truktionsmerkmale von Fenstern, Fenstertüren und 
Außentüren.

Die in der Energieeinsparverordnung (EnEV 2014) 
§ 6 „Dichtheit, Mindestluftwechsel“ gestellten An-
forderungen sind zur Gewährleistung eines aus 
Gründen der Wohnhygiene erforderlichen Luft-
wechsels einzuhalten (siehe dazu Merkblatt 32 
„Heizen und Lüften“).

Fenster mit „luftdichten“ Fugen können bei un-
zweckmäßiger Lüftung zu Feuchteschäden mit 
nachfolgender Schimmelbildung führen (siehe dazu 
Merkblatt 08 „Feuchte Wände und Schimmelbil-
dung“ sowie Merkblatt 12 „Wärmeschutz an Fens-
tern“).

DIN 1946-6:2009-05 nennt als Systeme zur Woh-
nungslüftung die Freie Lüftung (öffenbare Fenster, 
Außenluftdurchlässe, Lüftungsschächte) und die 
Ventilatorgestützte Lüftung als gleichberechtigte 
Systeme zur Wohnungslüftung.

Unter Feuchtigkeitsschutz versteht man im Bau-
wesen den Schutz der Bauteile vor aufsteigender 
Feuchtigkeit aus dem Baugrund und vor Witte-
rungsfeuchtigkeit (von außen eindringende Feuch-
tigkeit infolge von Niederschlägen in Form von Tau, 
Regen und Schnee) und vor Nutzungsfeuchtigkeit 
(Tauwasserbildung auf der Oberfläche und im In-
nern eines Bauteils sowie auslaufendes Wasser 
insbesondere in Nassräumen).

Durch vorbeugenden baulichen Brandschutz sol-
len Personenrettung sowie wirksame Löscharbei-
ten ermöglicht und der Entstehung und der Aus-
breitung von Feuer, Rauch und schädlichen Gasen 
entgegengewirkt werden. 

Schallschutz im Hochbau verringert Schallbeläs-
tigungen in Aufenthaltsräumen (siehe dazu Merk-
blatt 20 „Wärmeschutz – Schallschutz“).

Die Bauchemie beschreibt den chemischen Aufbau 
sowie Herstellungsverfahren von Baustoffen und 
untersucht Stoffe auf stoffliche Veränderungen. 
Mit Hilfe der Bauchemie können Qualitätsmerk-
male von Baustoffen und die Verwendung von ge-
eigneten Baustoffen festgelegt werden.

Heizungstechnische Begriffe

Die Abgasverluste eines Wärmeerzeugers werden 
in der Praxis auf der Basis bestimmter Messwerte 
(Kohlendioxidgehalt des Abgases, Abgastempera-
tur und Lufttemperatur im Heizraum) über eine Nä-
herungsformel berechnet. Je kleiner die Abgasver-
luste, desto besser ist die Brennstoffausnutzung. 
Die Abgasverluste werden im Messprotokoll des 
Kaminkehrers dokumentiert.

Den feuerungstechnischen Wirkungsgrad erhält 
man, wenn die Abgasverluste von der 100%-igen 
Feuerungsleistung rechnerisch abgezogen werden. 
Er ist ein Maß für die Qualität der Verbrennung un-
ter Volllast. 

Abstrahlungsverluste entstehen durch Wärme-
verluste aus dem Kessel in den Heizraum. Je bes-
ser die Wärmedämmung des Kessels, je geringer 
die Betriebstemperatur und je geringer die Still-
standszeiten des Brenners, desto geringer sind die 
Abstrahlungsverluste und damit der Energiever-
brauch. 

Den Kesselwirkungsgrad ηK erhält man, wenn 
man vom feuerungstechnischen Wirkungsgrad der 
Anlage die Abstrahlungsverluste rechnerisch ab-
zieht. 

Normensammlung

Abbildung 1
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Betriebsbereitschaftsverluste entstehen durch 
das Missverhältnis von Betriebsbereitschaftsstun-
den und Vollbenutzungsstunden der Heizungsan-
lage. Besonders hoch sind Betriebsbereitschafts-
verluste bei überdimensionierten Heizungsanlagen 
und Heizungsanlagen mit kombinierter Brauchwas-
serbereitung (vor allem bei sommerlichem Betrieb). 
Gleitende Betriebsweise über modulierende Bren-
ner sowie geringe Kesselwassertemperaturen, ins-
besondere von Brennwertkesseln, reduzieren diese 
Verluste erheblich. 

Wird in der Heizungsanlage zusätzlich Sonnenener-
gie über eine Solarkollektoranlage verwendet, so 
wirkt sich der Einsatz eines gemeinsamen Puffer-
speichers auch auf die Verminderung der Betriebs-
bereitschaftsverluste aus, da der Pufferspeicher 
aufgrund höherer Wärmedämmung meist gerin-
gere Abstrahlungsverluste aufweist als ein Heiz-
kessel. Häufige Brennerstarts werden durch Puffer-
speicher vermieden, was sich ebenfalls mindernd 
auf die Schadstoffemissionen auswirkt. 

Der Jahresnutzungsgrad ηq darf nicht mit dem 
Kesselwirkungsgrad verwechselt werden. Da beim 
Jahresnutzungsgrad die innerhalb eines Jahres an-
fallenden Betriebsbereitschaftsverluste mitberück-
sichtigt werden, ist der Jahresnutzungsgrad einer 
Heizungsanlage niedriger als ihr Kesselwirkungs-
grad. Je geringer der Jahresnutzungsgrad, desto 
größer ist der Energieverbrauch einer Heizungsan-
lage. 

Leitungsverluste entstehen auf dem Weg vom 
Wärmeerzeuger zum Wärmeverteiler (z. B. Heizkör-
per). Durch eine gute Wärmedämmung, die Mini-
mierung der Leitungslängen und die Führung der 
Heizungsleitungen innerhalb der thermisch rele-
vanten Gebäudehülle lassen sich die Leitungsver-
luste verringern. In der Energieeinsparverordnung 
– EnEV sind die Begrenzung von Leitungsverlus-
ten durch Mindest-Dämmstoffdicken und Qualitä-
ten vorgegeben und überdies gesetzlich geregelt. 

Die Nennwärmeleistung gibt die maximal nutz-
bare Wärmleistung eines Wärmeerzeugers in kW 
(Kilowatt) an.

Wärmeenergie wird durch Wärmeleitung, Wärme-
mitführung (Konvektion) und Strahlung übertragen.

Wärmeleitung entsteht durch Weitergabe bzw. 
Wärmeaustausch zwischen unmittelbar benachbar-
ten Teilchen in festen, flüssigen und gasförmigen 

Stoffen. Die Wärme fließt stets von der warmen 
nach der kalten Seite. 

Die Wärmeübertragung durch Konvektion erfolgt 
insbesondere durch Ortsänderung (Verschiebung) 
von leicht beweglichen flüssigen und gasförmigen 
Teilchen (z. B. Luft), die gespeicherte Wärme mit 
sich führen: Die erwärmte, spezifisch leichtere Luft 
strömt nach oben und lässt unten kühlere, spezi-
fisch schwerere Luft nachfließen. Entsprechende 
Luftströmungen sind die Folge und können bei un-
genügender Abstimmung des Wärmeabgabesys-
tems mit den räumlichen Gegebenheiten zu unan-
genehmen Zugerscheinungen führen. 

Wärmestrahlung ist der Austausch von Wärme-
energie ohne Vermittlung eines materiellen Wär-
meträgers. Wärmestrahlung entsteht, wenn sich 
verschieden temperierte Körper gegenüberste-
hen, die durch einen strahlungsdurchlässigen Kör-
per (z. B. Luft) oder ein Vakuum getrennt sind. Wär-
mestrahlung wird von festen, nichttransparenten 
Körpern abgehalten und absorbiert – also durch die 
Wärmestrahlung direkt erwärmt (z. B. Mauerwerk 
oder auch sonstige Materialien). Die Strahlungs-
wärme wird vom Menschen als sehr angenehm 
empfunden (Spaziergang an einem sonnigen Win-
tertag) und sollte auch bei der Wahl der Wärmever-
teilsysteme entsprechend berücksichtigt werden. 
Heizsysteme mit hohem Strahlungsanteil sind z. B. 
Wandheizung, Fußbodenheizung und großflächige 
Plattenheizkörper.

Der Brennwert ist die Energie (Einheit kJ/kg), die 
bei einer vollständigen Verbrennung insgesamt ab-
gegeben wird. In der Heizungstechnik wird er auch 
oft als oberer Heizwert Ho bezeichnet. Somit be-
inhaltet der Brennwert den Heizwert (genauer den 
unteren Heizwert Hu) plus die durch Kondensation 
des entstandenen Wasserdampfes freiwer-dende 
Energie (Kondensationswärme). Im Gegensatz zu 
normalen Heizkesseln für Öl und Gasfeuerung nut-
zen Brennwertgeräte den im Wasserdampf enthal-
tenen Energieinhalt und führen ihn der Heizung zu. 
Somit ist im Vergleich zum unteren Heizwert, der 
traditionell mit 100 % festgelegt ist, bei Brennwert-
geräten ein Wirkungsgrad von über 100 % möglich. 

Die Jahresarbeitszahl oder auch COP gibt bei 
Wärmepumpenanlagen das Verhältnis aus einge-
setzter Antriebsenergie (meist Strom) zur erzeug-
ten Wärmeenergie des Heizsystems an. Je höher 
diese Zahl, desto energiesparender arbeitet die 
Wärmepumpe.
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